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USA ziehen sich aus 66 Organisationen zurück
Donald Trump verabschiedet sein Land längst nicht nur aus UN-Agenturen.

WASHINGTON. Der Schritt an sich
kam nicht überraschend, das Aus-
maß allerdings schon. Die USA wer-
den sich aus 66 internationalen Or-
ganisationen zurückziehen, auf Ge-
heiß von Präsident Donald Trump.
Bereits im Februar 2025 hatte er Mi-
nisterien seines Landes angewie-
sen, alle Mitgliedschaften in inter-
nationalen Organisationen dahin
gehend zu prüfen, ob sie den Inte-
ressen der USA entsprechen.

Das Ergebnis: In 66 Fällen lautet
die Antwort Nein. Am Mittwoch
wies Trump die zuständigen Behör-
den an, die Austritte effektiv einzu-
leiten – und gegebenenfalls Zah-
lungen an die Organisationen zu
stoppen.

Den Rücken kehren die USA
einer am Mittwoch vom Weißen
Haus veröffentlichten Liste nach

vielen Organisationen, die sich mit
Klimaschutz beschäftigen. Am be-
deutendsten darunter: das UN-
Rahmenabkommen über Klimaver-
änderungen, die Basis für die gro-
ßen globalen Klimaschutzabkom-
men. Auf der Liste finden sich zu-
dem UN-Unterorganisationen, die
sich mit dem Ausbau erneuerbarer
Energie, dem Schutz der Ozeane
und der Wasserressourcen beschäf-
tigen, sowie ein Programm zur Re-
duktion von Emissionen aus Abhol-
zung und Entwaldung. Unter den

Nicht-UN-Organisationen, die sich
mit dem Klimawandel befassen,
sticht das Intergovernmental Panel
on Climate Change – auch bekannt
als Weltklimarat – hervor.

Vom Ausstieg betroffen sind
auch Organisationen, in denen die
USA und Europa zusammenarbei-
ten. Neben dem Forum der europäi-
schen nationalen Straßenfor-
schungslabors (Fehrl) ist die Abkehr
vom Europäischen Kompetenzzent-
rum für die Bekämpfung hybrider
Bedrohungen (Hybrid COE) mit Sitz
in Helsinki dabei, das unter der
Schirmherrschaft von EU und Nato
steht.

Generell setzt sich mit dem Aus-
tritt aus den Organisationen der
Weg fort, den Präsident Trump seit
seinem Amtsantritt verfolgt. Nach
dem Ausstieg aus dem Pariser Kli-

maabkommen hatte er der Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) und
der Unesco den Rücken gekehrt.
Nun folgt die Abkehr von der Völ-
kerrechtskommission, auch von
den Büros der Sonderbeauftragten
des Generalsekretärs für Kinder in
bewaffneten Konflikten, für Gewalt
gegen Kinder und für sexuelle Ge-
walt in Konflikten.

Der selbst ernannte „Friedens-
präsident“ Trump lässt auch das in-
ternationale Engagement der Verei-
nigten Staaten für Frieden auf UN-
Ebene beschränken. Austritte gibt
es aus der Peacebuilding Commissi-
on, einer UN-Unterorganisation,
die Friedensbemühungen in Kon-
fliktstaaten unterstützt, sowie aus
dem Peacebuilding Fund, aus dem
Friedensinitiativen der Vereinten
nationen finanziert werden. pack

Trauer undWut nach Todesschüssen
Ein Vertreter der US-Einwanderungsbehörde schießt in Minneapolis auf eine Frau.
Sie stirbt kurz darauf im Krankenhaus. Jetzt wächst die Angst, dass sich die Gewaltspirale zu drehen beginnt.

CHRISTIAN FAHRENBACH

NEW YORK. Nur ein paar Hundert
Meter Luftlinie liegen im Süden von
Minneapolis zwischen dem Ort, an
dem 2020 der Schwarze George
Floyd von einem Polizisten getötet
wurde, und jener Stelle, an der am
Mittwochmorgen die Gewalt durch
die US-Einwanderungsbehörde ICE
eskalierte. Dort schoss ein Beamter
auf eine 37-jährige Frau in ihrem
Auto, sie starb wenig später im
Krankenhaus. Viele fürchten nun,
dass ihr Tod eine ähnliche Protest-
welle auslösen kann wie damals die
Tat gegen Floyd. Sie führte seiner-
zeit zu den großen „Black Lives Mat-
ter“-Demonstrationen und deren
heftiger Ablehnung durch Konser-
vative.

Schon am Mittwochabend ka-
men in mehreren US-Städten einige
Hundert Protestierende zusammen,
um bei Mahnwachen an die Verstor-
bene zu erinnern und ein Ende von
ICE und dessen harschem Vorgehen
gegen Migranten zu fordern.

Zum Geschehen gab es schon we-
nige Minuten später widersprüchli-
che Berichte. Vertreter der US-Bun-
desbehörden geben die Umstände
anders wieder, als es in Videos den
Anschein hat und als lokale Ermitt-
ler und Augenzeugen berichten.
Laut Tricia McLaughlin, Sprecherin

des US-Heimatschutzministeriums,
hat die Demonstrantin klar „einen
Akt von inländischem Terrorismus“
begangen und versucht, mit ihrem
Auto die Einsatzkräfte zu töten.
„Ein ICE-Beamter hat aus Angst um
sein eigenes Leben und die Leben
seiner verehrten Kollegen und aus
Angst um die öffentliche Sicherheit
verteidigende Schüsse abgegeben“,
teilte Tricia McLaughlin auf der
Plattform X kurz nach dem tödli-
chen Vorfall mit.

Ähnlich argumentierte Ministe-
rin Kristi Noem, die noch am Diens-
tag selbst mit ICE durch die Straßen
von Minneapolis patrouilliert war,
auf Nachfrage in Texas. Am Nach-
mittag schrieb auch Donald Trump

online von „Selbstverteidigung“.
Solche Aussagen werden üblicher-
weise erst nach umfänglichen Er-
mittlungen getroffen. An der
schnell veröffentlichten Version der
Ereignisse gibt es große Zweifel.
Ähnliche Aussagen von McLaugh-
lin zu einem weiteren Fall von an-
geblich großer Gefahr für Beamte
durch einen Protest in Chicago hat-
ten sich in der Vergangenheit als
haltlos herausgestellt.

Der Bürgermeister von Minnea-
polis, Jacob Frey, hatte wenig später
eine deutliche Antwort auf den
Kommunikationsvorstoß der Bun-
desbehörden. „Sie wollen uns das
Geschehen als einen Akt der Selbst-
verteidigung verkaufen, aber nach-
dem ich das Video gesehen habe,
möchte ich den Menschen direkt
zurufen: Das ist Bullshit“, sagte er
bei einer Pressekonferenz zu Mit-
tag. ICE behaupte nur, die Stadt si-
cherer zu machen, sagte er. „Was sie
aber tun, ist, Chaos und Misstrauen
zu stiften.“

Seit Wochen ziehen Truppen der
Einwanderungsbehörde durch viele
Städte der USA und stehen wegen
ihrer oft aggressiven Praktiken in
der Kritik. Ursprünglich hatte die
Trump-Regierung angekündigt,
kriminelle Immigranten ohne Auf-
enthaltsgenehmigung festnehmen
und abschieben zu wollen. Inzwi-

schen geht die Behörde oft auch ra-
dikal gegen langjährige Bewohner
der USA vor, die zwar ohne gültige
Papiere im Land leben, gegen die
aber keine Vorwürfe von Straftaten
vorliegen. Während der Schüsse in
Minneapolis war auch Greg Bovino
vor Ort, der in heftiger Kritik ste-
hende Präsident der Bundespolizei,
der offiziell den Titel „Commander
at Large“ trägt, aber wegen seines
Auftretens oft auch „Grenzschutz-
Napoleon“ genannt wird.

Beim lokalen Radiosender MPR
sagte Anwohnerin Emily Heller,
dass sie gesehen habe, wie vor ih-
rem Haus ein Bundesbeamter
mehrfach auf ihre Nachbarin ge-
schossen habe. Sie habe beobach-
tet, dass ein Auto die Straße blo-
ckierte und allem Anschein nach
Teil eines Protests gegen ICE in der
Nachbarschaft war. Sie habe dann
gehört, wie ein Beamter der Frau ge-
raten habe zu verschwinden, sagte
Heller. „Sie hat dann versucht um-
zudrehen und der ICE-Beamte
stand vor ihrem Auto. Er hat eine
Waffe gezogen und reingehalten –
seine Taille war auf ihrem Stoßfän-
ger –, er hat über die Kühlerhaube
des Autos gereicht und hat ihr ins
Gesicht geschossen, drei, vier Mal“,
sagte Heller. Die Frau sei davonge-
fahren und in rund 30 Metern Ent-
fernung gegen einen Mast gefahren.

Die USA sind kein sicheres
Landmehr. Für niemanden

Blumen und Kerzen stecken im
Schnee – an jenem Ort, an dem
eine 37-jährige Frau von einem
Beamten der US-Einwanderer-
behörde ICE erschossen wurde.
Viele Menschen sind tief er-
schüttert, nicht nur in Minnea-
polis, sondern im ganzen Land.
Für viele steht der Tod der drei-
fachen Mutter sinnbildlich für
ein Gefühl, das sich immer wei-
ter ausbreitet: Die USA sind
kein sicheres Land mehr. Für
niemanden.

Wie schon bei früheren Fäl-
len tödlicher Polizeigewalt wirft
auch dieser Vorfall gravierende
Fragen auf. Videoaufnahmen
und Augenzeugenberichte las-
sen Zweifel an der Darstellung
der Bundesbehörden aufkom-
men. Was von ICE als „Selbst- DORINA.PASCHER@SN.AT

verteidigung“ bezeichnet wird, er-
scheint vielen als unverhältnismä-
ßige Eskalation staatlicher Gewalt.

Trotz der Proteste hält die
Trump-Administration an ihrem
Narrativ fest. Kein Innehalten,
kein Zweifel, kein Eingeständnis
von möglichem Fehlverhalten. Der
Tod einer US-Bürgerin wird fak-
tisch mit einem Schulterzucken
abgetan. Dabei lautete das Ver-
sprechen der massiven Militarisie-
rung der Städte, diese sicherer zu
machen. Dieses Versprechen ist ad
absurdum geführt.

Polizisten, ICE-Beamte, staatli-
che Behörden, die Sicherheit ga-
rantieren sollen, erzeugen zuneh-
mend nur eines: Angst und Panik.
Ihre Präsenz schafft erst solche Si-
tuationen, in denen tödliche Ge-
walt möglich, ja, wahrscheinlich
wird.

Was bleibt, ist eine Familie oh-
ne Mutter, eine Stadt unter Schock
– und ein Amerika, in dem das
Vertrauen in den Staat durch
Schüsse zerborsten ist.

Ukraine glaubt an
Garantien für
ihre Sicherheit
KIEW. Der ukrainische Präsident
Wolodymyr Selenskyj sieht Fort-
schritte in Gesprächen über ein
bilaterales Dokument mit den
USA über Sicherheitsgarantien
für sein Land. Das Papier sei nun
„im Grunde bereit“ für die Fertig-
stellung auf der höchsten Ebene
mit US-Präsident Donald Trump.
Er berief sich dabei auf einen Be-
richt seines Chefunterhändlers
Rustem Umjerow zu Verhand-
lungen in Frankreich. Kiew gehe
davon aus, dass die USA mit Mos-
kau sprechen würden, und er-
warte eine Rückmeldung, ob
Russland bereit sei, den Krieg zu
beenden. Moskaus Außenamts-
sprecherin Maria Sacharowa sag-
te, dass ausländische Truppen in
der Ukraine als legitime Ziele an-
gesehen würden. SN,APA

US-Präsident
Trump. SN/APA/AFP/AN-
DREW CABALLERO-REYNOLDS

InMinneapolis
kamen nach den
tödlichen Schüs-
senMenschen
zusammen,
umgegen die
Einwanderungs-
behörde zu
demonstrieren.
SN/APA/AFP/KEREM YUCEL

Selbstverteidigung?
„Das ist Bullshit“
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nigten Staaten für Frieden auf UN-
Ebene beschränken. Austritte gibt
es aus der Peacebuilding Commissi-
on, einer UN-Unterorganisation,
die Friedensbemühungen in Kon-
fliktstaaten unterstützt, sowie aus
dem Peacebuilding Fund, aus dem
Friedensinitiativen der Vereinten
nationen finanziert werden. pack

Trauer undWut nach Todesschüssen
Ein Vertreter der US-Einwanderungsbehörde schießt in Minneapolis auf eine Frau.
Sie stirbt kurz darauf im Krankenhaus. Jetzt wächst die Angst, dass sich die Gewaltspirale zu drehen beginnt.

CHRISTIAN FAHRENBACH

NEW YORK. Nur ein paar Hundert
Meter Luftlinie liegen im Süden von
Minneapolis zwischen dem Ort, an
dem 2020 der Schwarze George
Floyd von einem Polizisten getötet
wurde, und jener Stelle, an der am
Mittwochmorgen die Gewalt durch
die US-Einwanderungsbehörde ICE
eskalierte. Dort schoss ein Beamter
auf eine 37-jährige Frau in ihrem
Auto, sie starb wenig später im
Krankenhaus. Viele fürchten nun,
dass ihr Tod eine ähnliche Protest-
welle auslösen kann wie damals die
Tat gegen Floyd. Sie führte seiner-
zeit zu den großen „Black Lives Mat-
ter“-Demonstrationen und deren
heftiger Ablehnung durch Konser-
vative.

Schon am Mittwochabend ka-
men in mehreren US-Städten einige
Hundert Protestierende zusammen,
um bei Mahnwachen an die Verstor-
bene zu erinnern und ein Ende von
ICE und dessen harschem Vorgehen
gegen Migranten zu fordern.

Zum Geschehen gab es schon we-
nige Minuten später widersprüchli-
che Berichte. Vertreter der US-Bun-
desbehörden geben die Umstände
anders wieder, als es in Videos den
Anschein hat und als lokale Ermitt-
ler und Augenzeugen berichten.
Laut Tricia McLaughlin, Sprecherin

des US-Heimatschutzministeriums,
hat die Demonstrantin klar „einen
Akt von inländischem Terrorismus“
begangen und versucht, mit ihrem
Auto die Einsatzkräfte zu töten.
„Ein ICE-Beamter hat aus Angst um
sein eigenes Leben und die Leben
seiner verehrten Kollegen und aus
Angst um die öffentliche Sicherheit
verteidigende Schüsse abgegeben“,
teilte Tricia McLaughlin auf der
Plattform X kurz nach dem tödli-
chen Vorfall mit.

Ähnlich argumentierte Ministe-
rin Kristi Noem, die noch am Diens-
tag selbst mit ICE durch die Straßen
von Minneapolis patrouilliert war,
auf Nachfrage in Texas. Am Nach-
mittag schrieb auch Donald Trump

online von „Selbstverteidigung“.
Solche Aussagen werden üblicher-
weise erst nach umfänglichen Er-
mittlungen getroffen. An der
schnell veröffentlichten Version der
Ereignisse gibt es große Zweifel.
Ähnliche Aussagen von McLaugh-
lin zu einem weiteren Fall von an-
geblich großer Gefahr für Beamte
durch einen Protest in Chicago hat-
ten sich in der Vergangenheit als
haltlos herausgestellt.

Der Bürgermeister von Minnea-
polis, Jacob Frey, hatte wenig später
eine deutliche Antwort auf den
Kommunikationsvorstoß der Bun-
desbehörden. „Sie wollen uns das
Geschehen als einen Akt der Selbst-
verteidigung verkaufen, aber nach-
dem ich das Video gesehen habe,
möchte ich den Menschen direkt
zurufen: Das ist Bullshit“, sagte er
bei einer Pressekonferenz zu Mit-
tag. ICE behaupte nur, die Stadt si-
cherer zu machen, sagte er. „Was sie
aber tun, ist, Chaos und Misstrauen
zu stiften.“

Seit Wochen ziehen Truppen der
Einwanderungsbehörde durch viele
Städte der USA und stehen wegen
ihrer oft aggressiven Praktiken in
der Kritik. Ursprünglich hatte die
Trump-Regierung angekündigt,
kriminelle Immigranten ohne Auf-
enthaltsgenehmigung festnehmen
und abschieben zu wollen. Inzwi-

schen geht die Behörde oft auch ra-
dikal gegen langjährige Bewohner
der USA vor, die zwar ohne gültige
Papiere im Land leben, gegen die
aber keine Vorwürfe von Straftaten
vorliegen. Während der Schüsse in
Minneapolis war auch Greg Bovino
vor Ort, der in heftiger Kritik ste-
hende Präsident der Bundespolizei,
der offiziell den Titel „Commander
at Large“ trägt, aber wegen seines
Auftretens oft auch „Grenzschutz-
Napoleon“ genannt wird.

Beim lokalen Radiosender MPR
sagte Anwohnerin Emily Heller,
dass sie gesehen habe, wie vor ih-
rem Haus ein Bundesbeamter
mehrfach auf ihre Nachbarin ge-
schossen habe. Sie habe beobach-
tet, dass ein Auto die Straße blo-
ckierte und allem Anschein nach
Teil eines Protests gegen ICE in der
Nachbarschaft war. Sie habe dann
gehört, wie ein Beamter der Frau ge-
raten habe zu verschwinden, sagte
Heller. „Sie hat dann versucht um-
zudrehen und der ICE-Beamte
stand vor ihrem Auto. Er hat eine
Waffe gezogen und reingehalten –
seine Taille war auf ihrem Stoßfän-
ger –, er hat über die Kühlerhaube
des Autos gereicht und hat ihr ins
Gesicht geschossen, drei, vier Mal“,
sagte Heller. Die Frau sei davonge-
fahren und in rund 30 Metern Ent-
fernung gegen einen Mast gefahren.

Die USA sind kein sicheres
Landmehr. Für niemanden

Blumen und Kerzen stecken im
Schnee – an jenem Ort, an dem
eine 37-jährige Frau von einem
Beamten der US-Einwanderer-
behörde ICE erschossen wurde.
Viele Menschen sind tief er-
schüttert, nicht nur in Minnea-
polis, sondern im ganzen Land.
Für viele steht der Tod der drei-
fachen Mutter sinnbildlich für
ein Gefühl, das sich immer wei-
ter ausbreitet: Die USA sind
kein sicheres Land mehr. Für
niemanden.

Wie schon bei früheren Fäl-
len tödlicher Polizeigewalt wirft
auch dieser Vorfall gravierende
Fragen auf. Videoaufnahmen
und Augenzeugenberichte las-
sen Zweifel an der Darstellung
der Bundesbehörden aufkom-
men. Was von ICE als „Selbst- DORINA.PASCHER@SN.AT

verteidigung“ bezeichnet wird, er-
scheint vielen als unverhältnismä-
ßige Eskalation staatlicher Gewalt.

Trotz der Proteste hält die
Trump-Administration an ihrem
Narrativ fest. Kein Innehalten,
kein Zweifel, kein Eingeständnis
von möglichem Fehlverhalten. Der
Tod einer US-Bürgerin wird fak-
tisch mit einem Schulterzucken
abgetan. Dabei lautete das Ver-
sprechen der massiven Militarisie-
rung der Städte, diese sicherer zu
machen. Dieses Versprechen ist ad
absurdum geführt.

Polizisten, ICE-Beamte, staatli-
che Behörden, die Sicherheit ga-
rantieren sollen, erzeugen zuneh-
mend nur eines: Angst und Panik.
Ihre Präsenz schafft erst solche Si-
tuationen, in denen tödliche Ge-
walt möglich, ja, wahrscheinlich
wird.

Was bleibt, ist eine Familie oh-
ne Mutter, eine Stadt unter Schock
– und ein Amerika, in dem das
Vertrauen in den Staat durch
Schüsse zerborsten ist.

Ukraine glaubt an
Garantien für
ihre Sicherheit
KIEW. Der ukrainische Präsident
Wolodymyr Selenskyj sieht Fort-
schritte in Gesprächen über ein
bilaterales Dokument mit den
USA über Sicherheitsgarantien
für sein Land. Das Papier sei nun
„im Grunde bereit“ für die Fertig-
stellung auf der höchsten Ebene
mit US-Präsident Donald Trump.
Er berief sich dabei auf einen Be-
richt seines Chefunterhändlers
Rustem Umjerow zu Verhand-
lungen in Frankreich. Kiew gehe
davon aus, dass die USA mit Mos-
kau sprechen würden, und er-
warte eine Rückmeldung, ob
Russland bereit sei, den Krieg zu
beenden. Moskaus Außenamts-
sprecherin Maria Sacharowa sag-
te, dass ausländische Truppen in
der Ukraine als legitime Ziele an-
gesehen würden. SN,APA

US-Präsident
Trump. SN/APA/AFP/AN-
DREW CABALLERO-REYNOLDS

InMinneapolis
kamen nach den
tödlichen Schüs-
senMenschen
zusammen,
umgegen die
Einwanderungs-
behörde zu
demonstrieren.
SN/APA/AFP/KEREM YUCEL

Selbstverteidigung?
„Das ist Bullshit“
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USA ziehen sich aus 66 Organisationen zurück
Donald Trump verabschiedet sein Land längst nicht nur aus UN-Agenturen.

WASHINGTON. Der Schritt an sich
kam nicht überraschend, das Aus-
maß allerdings schon. Die USA wer-
den sich aus 66 internationalen Or-
ganisationen zurückziehen, auf Ge-
heiß von Präsident Donald Trump.
Bereits im Februar 2025 hatte er Mi-
nisterien seines Landes angewie-
sen, alle Mitgliedschaften in inter-
nationalen Organisationen dahin
gehend zu prüfen, ob sie den Inte-
ressen der USA entsprechen.

Das Ergebnis: In 66 Fällen lautet
die Antwort Nein. Am Mittwoch
wies Trump die zuständigen Behör-
den an, die Austritte effektiv einzu-
leiten – und gegebenenfalls Zah-
lungen an die Organisationen zu
stoppen.

Den Rücken kehren die USA
einer am Mittwoch vom Weißen
Haus veröffentlichten Liste nach

vielen Organisationen, die sich mit
Klimaschutz beschäftigen. Am be-
deutendsten darunter: das UN-
Rahmenabkommen über Klimaver-
änderungen, die Basis für die gro-
ßen globalen Klimaschutzabkom-
men. Auf der Liste finden sich zu-
dem UN-Unterorganisationen, die
sich mit dem Ausbau erneuerbarer
Energie, dem Schutz der Ozeane
und der Wasserressourcen beschäf-
tigen, sowie ein Programm zur Re-
duktion von Emissionen aus Abhol-
zung und Entwaldung. Unter den

Nicht-UN-Organisationen, die sich
mit dem Klimawandel befassen,
sticht das Intergovernmental Panel
on Climate Change – auch bekannt
als Weltklimarat – hervor.

Vom Ausstieg betroffen sind
auch Organisationen, in denen die
USA und Europa zusammenarbei-
ten. Neben dem Forum der europäi-
schen nationalen Straßenfor-
schungslabors (Fehrl) ist die Abkehr
vom Europäischen Kompetenzzent-
rum für die Bekämpfung hybrider
Bedrohungen (Hybrid COE) mit Sitz
in Helsinki dabei, das unter der
Schirmherrschaft von EU und Nato
steht.

Generell setzt sich mit dem Aus-
tritt aus den Organisationen der
Weg fort, den Präsident Trump seit
seinem Amtsantritt verfolgt. Nach
dem Ausstieg aus dem Pariser Kli-

maabkommen hatte er der Weltge-
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der Unesco den Rücken gekehrt.
Nun folgt die Abkehr von der Völ-
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rin Kristi Noem, die noch am Diens-
tag selbst mit ICE durch die Straßen
von Minneapolis patrouilliert war,
auf Nachfrage in Texas. Am Nach-
mittag schrieb auch Donald Trump

online von „Selbstverteidigung“.
Solche Aussagen werden üblicher-
weise erst nach umfänglichen Er-
mittlungen getroffen. An der
schnell veröffentlichten Version der
Ereignisse gibt es große Zweifel.
Ähnliche Aussagen von McLaugh-
lin zu einem weiteren Fall von an-
geblich großer Gefahr für Beamte
durch einen Protest in Chicago hat-
ten sich in der Vergangenheit als
haltlos herausgestellt.

Der Bürgermeister von Minnea-
polis, Jacob Frey, hatte wenig später
eine deutliche Antwort auf den
Kommunikationsvorstoß der Bun-
desbehörden. „Sie wollen uns das
Geschehen als einen Akt der Selbst-
verteidigung verkaufen, aber nach-
dem ich das Video gesehen habe,
möchte ich den Menschen direkt
zurufen: Das ist Bullshit“, sagte er
bei einer Pressekonferenz zu Mit-
tag. ICE behaupte nur, die Stadt si-
cherer zu machen, sagte er. „Was sie
aber tun, ist, Chaos und Misstrauen
zu stiften.“

Seit Wochen ziehen Truppen der
Einwanderungsbehörde durch viele
Städte der USA und stehen wegen
ihrer oft aggressiven Praktiken in
der Kritik. Ursprünglich hatte die
Trump-Regierung angekündigt,
kriminelle Immigranten ohne Auf-
enthaltsgenehmigung festnehmen
und abschieben zu wollen. Inzwi-

schen geht die Behörde oft auch ra-
dikal gegen langjährige Bewohner
der USA vor, die zwar ohne gültige
Papiere im Land leben, gegen die
aber keine Vorwürfe von Straftaten
vorliegen. Während der Schüsse in
Minneapolis war auch Greg Bovino
vor Ort, der in heftiger Kritik ste-
hende Präsident der Bundespolizei,
der offiziell den Titel „Commander
at Large“ trägt, aber wegen seines
Auftretens oft auch „Grenzschutz-
Napoleon“ genannt wird.

Beim lokalen Radiosender MPR
sagte Anwohnerin Emily Heller,
dass sie gesehen habe, wie vor ih-
rem Haus ein Bundesbeamter
mehrfach auf ihre Nachbarin ge-
schossen habe. Sie habe beobach-
tet, dass ein Auto die Straße blo-
ckierte und allem Anschein nach
Teil eines Protests gegen ICE in der
Nachbarschaft war. Sie habe dann
gehört, wie ein Beamter der Frau ge-
raten habe zu verschwinden, sagte
Heller. „Sie hat dann versucht um-
zudrehen und der ICE-Beamte
stand vor ihrem Auto. Er hat eine
Waffe gezogen und reingehalten –
seine Taille war auf ihrem Stoßfän-
ger –, er hat über die Kühlerhaube
des Autos gereicht und hat ihr ins
Gesicht geschossen, drei, vier Mal“,
sagte Heller. Die Frau sei davonge-
fahren und in rund 30 Metern Ent-
fernung gegen einen Mast gefahren.

Die USA sind kein sicheres
Landmehr. Für niemanden

Blumen und Kerzen stecken im
Schnee – an jenem Ort, an dem
eine 37-jährige Frau von einem
Beamten der US-Einwanderer-
behörde ICE erschossen wurde.
Viele Menschen sind tief er-
schüttert, nicht nur in Minnea-
polis, sondern im ganzen Land.
Für viele steht der Tod der drei-
fachen Mutter sinnbildlich für
ein Gefühl, das sich immer wei-
ter ausbreitet: Die USA sind
kein sicheres Land mehr. Für
niemanden.

Wie schon bei früheren Fäl-
len tödlicher Polizeigewalt wirft
auch dieser Vorfall gravierende
Fragen auf. Videoaufnahmen
und Augenzeugenberichte las-
sen Zweifel an der Darstellung
der Bundesbehörden aufkom-
men. Was von ICE als „Selbst- DORINA.PASCHER@SN.AT

verteidigung“ bezeichnet wird, er-
scheint vielen als unverhältnismä-
ßige Eskalation staatlicher Gewalt.

Trotz der Proteste hält die
Trump-Administration an ihrem
Narrativ fest. Kein Innehalten,
kein Zweifel, kein Eingeständnis
von möglichem Fehlverhalten. Der
Tod einer US-Bürgerin wird fak-
tisch mit einem Schulterzucken
abgetan. Dabei lautete das Ver-
sprechen der massiven Militarisie-
rung der Städte, diese sicherer zu
machen. Dieses Versprechen ist ad
absurdum geführt.

Polizisten, ICE-Beamte, staatli-
che Behörden, die Sicherheit ga-
rantieren sollen, erzeugen zuneh-
mend nur eines: Angst und Panik.
Ihre Präsenz schafft erst solche Si-
tuationen, in denen tödliche Ge-
walt möglich, ja, wahrscheinlich
wird.

Was bleibt, ist eine Familie oh-
ne Mutter, eine Stadt unter Schock
– und ein Amerika, in dem das
Vertrauen in den Staat durch
Schüsse zerborsten ist.

Ukraine glaubt an
Garantien für
ihre Sicherheit
KIEW. Der ukrainische Präsident
Wolodymyr Selenskyj sieht Fort-
schritte in Gesprächen über ein
bilaterales Dokument mit den
USA über Sicherheitsgarantien
für sein Land. Das Papier sei nun
„im Grunde bereit“ für die Fertig-
stellung auf der höchsten Ebene
mit US-Präsident Donald Trump.
Er berief sich dabei auf einen Be-
richt seines Chefunterhändlers
Rustem Umjerow zu Verhand-
lungen in Frankreich. Kiew gehe
davon aus, dass die USA mit Mos-
kau sprechen würden, und er-
warte eine Rückmeldung, ob
Russland bereit sei, den Krieg zu
beenden. Moskaus Außenamts-
sprecherin Maria Sacharowa sag-
te, dass ausländische Truppen in
der Ukraine als legitime Ziele an-
gesehen würden. SN,APA

US-Präsident
Trump. SN/APA/AFP/AN-
DREW CABALLERO-REYNOLDS

InMinneapolis
kamen nach den
tödlichen Schüs-
senMenschen
zusammen,
umgegen die
Einwanderungs-
behörde zu
demonstrieren.
SN/APA/AFP/KEREM YUCEL

Selbstverteidigung?
„Das ist Bullshit“
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Hinweis: Zur weiteren Bearbeitung des Themas „Weltordnung im Um-
bruch“ eignet sich der Beitrag „Warum eine stabile Weltordnung genau 
fünf Imperien braucht“ (Die Presse, 9. Jänner 2026)



aufgelesen

USA ziehen sich aus 66 Organisationen zurück

�
A)	 Vor dem Lesen

a)	 Zählen Sie alle internationalen Friedens- und 
Hilfsorganisationen auf, die Ihnen spontan 
einfallen. 

b)	 Gestalten Sie auf Basis Ihrer Überlegungen 
eine Mindmap, in der Sie festhalten, in welchen 
Bereichen diese Organisationen tätig sind (z. B. 
Friedenssicherung, Sicherheit, humanitäre Hilfe 
etc.).

/
B) Textbearbeitung

a)	  Lesen Sie den Artikel aufmerksam durch.

b)	 Beantworten Sie folgende Fragen zum Inhalt 
des Beitrags:
•	 Wann begann der Rückzug und wer hat ihn 

veranlasst? 
•	 Welche Art(en) von Organisationen sind 

betroffen? 
•	 Welche internationalen Organisationen 

werden im Artikel beispielhaft angeführt?

c)	 Arbeiten Sie heraus, welche außenpolitischen 
Schwerpunkte der USA sich aus dem beschrie-
benen Vorgehen ableiten lassen.

d)	 Setzen Sie den Rückzug der USA aus internatio-
nalen Organisationen in Beziehung zur Rolle der 
USA in der internationalen Ordnung.

s
C) Textproduktion

	 Situation: Für die Schulzeitung gestalten Sie 
einen Beitrag mit dem Titel „Welche Folgen hat 
es für die Weltgemeinschaft, wenn sich einzelne 
Staaten aus internationalen Organisationen 
zurückziehen?“. Der vorliegende Text liefert 
Ihnen dafür einige Denkanstöße. Verfassen 
Sie einen Kommentar und bearbeiten Sie die 
folgenden Arbeitsaufträge:
•	 Fassen Sie die wesentlichen Aussagen des 

Artikels kurz zusammen. 
•	 Ordnen Sie den Rückzug der USA in den 

Kontext internationaler Zusammenarbeit ein.
•	 Nehmen Sie Stellung zu möglichen Auswir-

kungen, die sich aus dem Rückzug einzelner 
Staaten aus internationalen Organisationen 
für die bestehende Weltordnung ergeben 
können.

	 Schreiben Sie zwischen 405 und 495 Wörter. 
Markieren Sie Absätze mittels Leerzeilen.


